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NIEDERSCHRIFT 

 
für die am DIENSTAG, dem 23. Juni 2026 um 19.00 Uhr im Stadtsaal  
Hollabrunn stattfindende Sitzung des GEMEINDERATES 
 
Anwesende:    Bürgermeister Ing. Babinsky als Vorsitzender  

Vizebürgermeister Eckhardt  
    
die Stadträte Mag. Fasching, Narrenhofer, 
Ing. Niedermayer BSc, Scharinger, Schmidt MSc,  
Schneider und Schüttengruber-Holly 
 

 die Gemeinderäte Aberham, Amon, Bauda, Ing. Bauer 
MSc, Bischof, Brandl, Cermak, Mag. Damböck-Lehr MA,  

 Dötzl, Mag. Ecker, Fischer, Gradl, Hauer, Kral,  
Lagler, Loy, Lichtenecker, Maurer, Rein, Riedmayer, Ruf, 
Ing. Scheuer, Ing. Schnötzinger,  
Sommer, Strobl MA, DI Tauschitz, Valdhaus und  
Zahlbruckner MSc BSc   

 
 

Entschuldigt:  Gemeinderäte Aberham, Fischer, Ing. Scheuer,  
Zahlbruckner MSc BSc 

 
Sonstige:    StaDir. Mag. Franz Stockinger  
 
Protokollführer:   Claudia Keck    

 
 

ÖFFENTLICHER TEIL: 
 

1.) Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, Entscheidung über 
Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung 

 
Bürgermeister Ing. Babinsky begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates und stellt die  
Beschlussfähigkeit sowie die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung fest.  
 
Bürgermeister Ing. Babinsky teilt mit, dass ein Dringlichkeitsantrag (Beilage) von  
Gemeinderat Mag. Ecker betreffend rascheren Ausbau der Nordwestbahn einge-
bracht wurde.  
 
Gemeinderat Mag. Ecker bringt den Dringlichkeitsantrag betreffend rascheren Aus-

bau der Nordwestbahn durch Verlesung dem Gemeinderat zur Kenntnis.  

Bürgermeister Ing. Babinsky lässt über die Dringlichkeit abstimmen.  

Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  

Bürgermeister Ing. Babinsky teilt mit, dass der Punkt unter dem Tagesordnungspunkt 

22 a behandelt wird.  
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2.) Ergänzungswahl in den Stadtrat  

Siehe gesonderte Niederschrift  

3.) Ergänzungswahl in den Prüfungsausschuss  

Siehe gesonderte Niederschrift  

 

4.) Ergänzungswahl in den Ausschuss für Umwelt, Verkehr und Wirtschaft  

Siehe gesonderte Niederschrift  
 
 

5.) Beschluss für das e5-Landesprogramm 

- Entsendung eines Teammitgliedes  

Bürgermeister Ing. Babinsky berichtet:  
 
Das e5-Programm ist ein Programm zur Qualifizierung und Auszeichnung von Ge-
meinden, die durch den effizienten Umgang mit Energie, der verstärkten Nutzung 
von erneuerbaren Energieträgern und Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen einen 
Beitrag zu einer zukunftsverträglichen Entwicklung unserer Gesellschaft leisten  
wollen.  In dieser Basisvereinbarung wurde beschlossen, dass mindestens 5 Team-
mitglieder zu nennen sind. Von der FPÖ war dies bis jetzt Herr Werner Kral. Durch 
seinen Verzicht auf die Teammitgliedschaft ist ein Mitglied der Fraktion FPÖ nachzu-
besetzen. Der Vorschlag lautet auf das Gemeinderatsmitglied Reinhard Narrenhofer.  
 
Bürgermeister Ing. Babinsky stellt daher folgenden  
 

Antrag: 
 

Entsendung von Herrn Reinhard Narrenhofer als Teammitglied in das  
e5-Landesprogramm.  
 
Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  
 
 

6.) Klimawandel-Anpassungsmodellregion KLAR! „Göllersbach“  

- Aussetzung und Verlängerung  

Stadträtin Mag. Fasching berichtet:  

Am 16.3.2026 hat die Stadtgemeinde Hollabrunn um eine kostenneutrale Verlänge-

rung der Weiterführungsphase der KLAR! Göllersbach bis zum 31. Januar 2029 beim 

Klima- und Energiefonds vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting 

GmbH ersucht. 

Der Hintergrund dieses Ansuchens ist die Schwangerschaft der KLAR! - Managerin. 
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Aufgrund von Mutterschutz sowie der anschließenden Karenz wird der Zeitraum der 

Projektumsetzung voraussichtlich von April 2026 bis geplant August 2027 unterbro-

chen. 

Um eine ordnungsgemäße und vollständige Umsetzung der vorgesehenen Maßnah-

men sicherzustellen sowie die Kontinuität in der Projektkoordination zu gewährleis-

ten, wurde um eine entsprechende Verlängerung der Weiterführungsphase um ein 

Jahr ersucht.  

In diesem Zusammenhang haben wir ebenfalls um eine entsprechende Verlängerung 

der Fristen für sämtliche projektbezogenen Berichte und Abgaben, einschließlich des 

vorgesehenen Zwischenberichts ersucht. 

Die Region ist weiterhin sehr an der Fortführung der KLAR!-Aktivitäten interessiert 

und beabsichtigt, die geplanten Maßnahmen nach der Rückkehr der KLAR!- Mana-

gerin wie vorgesehen weiterzuführen und umzusetzen. 

Mit Schreiben vom 25.3.2026 wurde der Verlängerung der Projektlaufzeit bis 

31.1.2029 seitens der Förderstelle zugestimmt. 

Stadträtin Mag. Fasching stellt daher den  

Antrag 

auf Zustimmung zur kostenneutralen Verlängerung der Weiterführungsphase – 

KLAR! Göllersbach bis zum 31.1.2029. 

Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  

 
7.) Katastrophenschutzplan der Stadtgemeinde Hollabrunn 

Bürgermeister Ing. Babinsky berichtet:  

Der Katastrophenschutzplan ist ein zentrales Steuerungsinstrument für die Ge-
meinde, um in Krisen- und Katastrophenlagen rasch, koordiniert und rechtssicher 
handeln zu können. Er regelt insbesondere die Zuständigkeiten, Abläufe, Alarmie-
rungs- und Kommunikationswege sowie die Zusammenarbeit mit Einsatzorganisatio-
nen, Behörden und kritischen Infrastrukturen. 
Die Erfahrungen der letzten Jahre, die zunehmende Komplexität von Krisenszena-
rien sowie die steigende Abhängigkeit von elektrischer Energie und digitaler Infra-
struktur machen eine verstärkte Fokussierung auf das Thema Blackout zwingend er-
forderlich. 
Ein länger andauernder, großflächiger Stromausfall hätte weitreichende Auswirkun-
gen auf nahezu alle Lebensbereiche: Versorgung mit Wasser und Lebensmitteln, 
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen, Verkehr, Kommunikation, öffentliche Sicher-
heit und die grundsätzliche Funktionsfähigkeit der Verwaltung. Ohne klare Struktu-
ren, definierte Abläufe und vorbereitete Maßnahmen würde die Handlungsfähigkeit 
der Gemeinde erheblich eingeschränkt, was zu einer Gefährdung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung führen könnte. 
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Die nun vorgenommenen Ergänzungen und Anpassungen im Katastrophenschutz-
plan der Stadtgemeinde Hollabrunn dienen daher insbesondere folgenden Zielen: 
 

• Erhöhung der Krisen- und Einsatzfähigkeit der Gemeinde: Durch klare Zu-

ständigkeiten, definierte Abläufe und aktualisierte Alarmierungswege wird si-

chergestellt, dass im Ereignisfall rasch und koordiniert gehandelt werden 

kann. 

• Sicherung der Grundversorgung und der kritischen Infrastruktur: Die ver-

stärkte Abstimmung mit Betreibern kritischer Infrastruktur und die Planung von 

Notmaßnahmen tragen dazu bei, die Auswirkungen eines Blackouts zu be-

grenzen. 

• Stärkung der Eigenvorsorge und Resilienz der Bevölkerung: Durch ge-

zielte Information und Bewusstseinsbildung wird die Selbsthilfefähigkeit der 

Bürgerinnen und Bürger verbessert, was die Gemeinde im Ereignisfall entlas-

tet. 

• Rechtssicherheit und Aktualität: Die Anpassung an aktuelle gesetzliche 

Vorgaben und fachliche Empfehlungen stellt sicher, dass der Katastrophen-

schutzplan den heutigen Anforderungen entspricht und rechtlich abgesichert 

ist. 

Da die vorgenommenen Änderungen inhaltlich und strukturell weitreichend sind, han-
delt es sich nicht bloß um eine redaktionelle Aktualisierung, sondern um eine sub-
stanzielle Überarbeitung des Katastrophenschutzplans. Damit ist die Voraussetzung 
für die Notwendigkeit eines Gemeinderatsbeschlusses gegeben. 
 
Aus diesen Gründen stellt Bürgermeister Ing. Babinsky den  
 

Antrag 
 

den überarbeiteten Katastrophenschutzplan der Stadtgemeinde Hollabrunn in der 
vorliegenden Fassung zu beschließen. 
 
Hiezu erfolgen zwei Wortmeldungen von Gemeinderat Mag. Ecker und eine Wort-
meldung von Gemeinderat Dötzl. Bürgermeister Ing. Babinsky gibt Erläuterungen ab.  
 
Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  

 

8.) Sondernutzungsvertrag Stadtgemeinde Hollabrunn – Republik  

Österreich  

- Regenwasserkanal KG Breitenwaida  

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc berichtet:  

Im Zuge der Vergrößerung eines Regenwasserkanals im Bereich des Grundstückes 

PZ 2749, KG Breitenwaida, wird auch öffentliches Wassergut in Anspruch genom-

men. Aus diesem Grund muss ein Sondernutzungsvertrag zwischen der Republik 
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Österreich, öffentliches Wassergut, vertreten durch die Landeshauptfrau von Nieder-

österreich und der Stadtgemeinde Hollabrunn abgeschlossen werden.  

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc stellt daher den  

Antrag 

auf Beschlussfassung des vorliegenden Sondernutzungsvertrages.  

Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  

 

9.) Sondernutzungsvertrag Stadtgemeinde Hollabrunn – Land NÖ  

- Regenwasserkanal KG Hollabrunn  

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc berichtet:  

Im Zuge der Errichtung bzw. Entlangführung eines Regenwasserkanals im Bereich 

des ÖAMTC bzw. beginnend bei L39 (Str.km 26,989), wird auch öffentlicher Straßen-

grund in Anspruch genommen. Aus diesem Grund muss ein Sondernutzungsvertrag 

zwischen den Land Niederösterreich und der Stadtgemeinde Hollabrunn 

abgeschlossen werden.  

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc stellt daher den  

Antrag 

auf Beschlussfassung des vorliegenden Sondernutzungsvertrages.  

Beschluss: in offener Abstimmung einstimmig angenommen.  

 

10.) Abänderung der Kanalabgabenordnung  

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc berichtet:  

Im Gebührenhaushalt Kanal sind ausgabenseitig aufgrund der Inflation hohe Kosten-

steigerungen zu verzeichnen. 

Die letzte Gebührenanpassung des § 2 (Einmündungsabgaben) erfolgte per 

01.07.2021.Im § 6 (Kanalbenützungsgebühren) erfolgte die letzte Anpassung per 

01.01.2024. 

Aufgrund der nunmehr erfolgten Neuberechnung der Betriebsfinanzierung Ortsnetz 

und Kläranlage, in Zusammenarbeit mit IVW4, hat sich herausgestellt, dass die  

Kostendeckung nicht mehr gegeben ist. 

Eine Tariferhöhung ab 1. Jänner 2027 ist daher erforderlich. 

Stadtrat Ing. Niedermayer BSc stellt daher folgenden  

Antrag: 
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Genehmigung der Verordnung über die Abänderung der Kanalabgabenordnung des 

§ 2 (Einmündungsabgaben für den Kanalanschluss) und § 6 (Kanalbenützungsge-

bühren) der Stadtgemeinde Hollabrunn mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 2027. 

Der Einheitssatz zur Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe wird wie folgt fest-

gesetzt: 

A.) Mischwasserkanal € 29,00 

B.) Schmutzwasserkanal € 23,00 

C.)  Regenwasserkanal € 4,75 

 

Der Einheitssatz der Kanalbenützungsgebühr wird mit € 2,75 und zur Berechnung 

der schmutzfrachtbezogenen Anteile wird der spezifische Jahresaufwand mit € 34,10 

festgesetzt. 

Hiezu erfolgt eine Wortmeldung der Stadträte Scharinger und Mag. Fasching. Wei-

ters erfolgt eine Wortmeldung der Gemeinderäte Sommer und Rein. Stadtrat Ing. 

Niedermayer BSc gibt Erläuterungen ab. Es erfolgt eine Wortmeldung von  

Gemeinderat Mag. Ecker und eine weitere Wortmeldung von Stadtrat Scharinger und 

Gemeinderat Sommer.  

Danach verlassen die Mandatare der LS, GRÜNEN und FPÖ die Sitzung.  

Gemäß § 48 Abs. 1 der NÖGO 1973 ist die Beschlussfassung nicht mehr gegeben 

und Bürgermeister Ing. Babinsky schließt um 19:57 Uhr die Sitzung.  

 

 

 

 

 


